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Landkreis informiert im Fall Önder (alias Salame):

Kein Anspruch auf Wiederherstellung der familiären Lebensgemeinschaft im Landkreis Hildesheim

Kreis Hildesheim (lps2) Das Oberverwaltungsgericht (OVG) Lüneburg hat den Anspruch der in die Türkei abgeschobenen Gazale Önder (alias Salame) und ihrer zwei minderjährigen Kinder auf Rückkehr nach Deutschland unter Hinweis auf das generelle Verbot der Wiedereinreise für abgeschobene Ausländer verneint und damit die Entscheidung des Verwaltungsgerichts Hannover aufgehoben.

   Das  OVG sieht nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts keinen Grund, dass Gazale Önder ein Zusammenleben mit den übrigen Familienangehörigen im Bundesgebiet ermöglicht werden muss. Die der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zugrunde liegende Grundgesetznorm,  nach welcher der Staat die Familie zu schützen und zu fördern habe, sei auf das Verfahren Önder in zweifacher Hinsicht nicht übertragbar. Zum einen gehe es in dem Verfahren nicht um den Verbleib eines Ausländers im Bundesgebiet, sondern um seine Rückkehr bzw. Einreise nach Deutschland. Zum anderen, so das OVG, billige das Bundesverfassungsgericht den besonderen Schutz der Familie nur Ausländern zu, die familiäre Bindungen zu Personen haben, die sich berechtigterweise im Bundesgebiet aufhalten würden. Das sei bei Gazale Önder und ihren Kindern nicht der Fall, da der Vater und „Ehemann“ Ahmed Siala in Deutschland gegenwärtig kein gesichertes Aufenthaltsrecht habe. 

   Weiterhin sah das OVG keine tatsächlichen oder rechtlichen Gründe, die eine Wiederherstellung der familiären Lebensgemeinschaft in der Türkei oder im Libanon entgegenstehen könnten. 

   Das Gericht weist in seinem Beschluss des weiteren darauf hin, dass die beim Vater lebenden Töchter nicht über ein auf Integration angelegtes Aufenthaltsrecht verfügen. Auch könne Gazale Önder nicht mit Erfolg darauf verweisen, dass sie wegen der Trennung von Ehemann und Töchtern psychisch erkrankt sei, da es den übrigen Familienmitgliedern zuzumuten sei, die familiäre Lebensgemeinschaft im Ausland wieder herzustellen. 

   Landrat Reiner Wegner weist darauf hin, dass die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts die Rechtsauffassung des Innenministeriums und des Landkreises im wesentlichen bestätige, wonach jedenfalls der Landkreis eine Wiedereinreise nicht bewilligen dürfe. Demgegenüber stehe es Frau Önder weiterhin zu, ihre Einreise über einen Visumsantrag bei der deutschen Botschaft zu beitreiben. 

  Mit der Gerichtsentscheidung ist das einstweilige Rechtsschutzverfahren auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis gegen den Landkreis rechtskräftig abgeschlossen. Nicht betroffen von dieser Entscheidung ist das Verfahren gegen Ahmed Siala, das im Rechtsmittelverfahren ebenfalls beim Oberverwaltungsgericht anhängig ist. Landrat Wegner begrüßt deshalb ausdrücklich die Absicht des Gerichts wegen des Zeitraums seit der Abschiebung von Frau Önder und der Geburt ihres Sohnes eine zügige Entscheidung im Verfahren des Herrn Siala herbeizuführen und die Sache vorrangig zu behandeln.      
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Für weitere  Informationen steht  Ihnen die Pressestelle  jederzeit zur Verfügung.

LK07-2-001a_Fall Salame - Beschluss OVG.doc-1.doc

[image: image1.png]_1205738858.bin

